„Die Schule der Nation ist die Schule“ (Willy Brandt)1
... und eben nicht die Armee. Viele haben das einmal gewusst und für rheinland-pfälzische SchülerInnen hängt einiges davon ab, dass SPD und Landesregierung sich wieder darauf zurück besinnen. Denn es war die SPD-Landesregierung, namentlich das Ministerium für Bildung, Wissen​schaft und Kultur unter Frau Ahnen, die im Februar diesen Jahres ein „Rahmen​abkommen“ mit der Bundeswehr über den Einsatz von Jugendoffizieren in Schulen abgeschlossen hat.  

Das Kooperationsabkommen verbessert den Zugang der Bundeswehr zu Jugendlichen und bindet sie zudem fest in die Referendarsausbildung und Lehrer​fortbildung ein. 

Im Folgenden unsere Kritik –  und zum Schluss eine Bitte vom Kampagnenbündnis „Schulfrei für die Bundeswehr- Friedensbildung statt Militarissierung!“.

Kontroversitätsgebot wird verletzt

Die Jugendoffiziere, denen die Landesregierung mit diesem Abkommen die ohnehin schon weit offenen Türen zu den Klassenzimmern noch weiter geöffnet hat, sind dem Bundesministerium für Verteidigung unterstellt. „Die Kommunikation der Grundlagen und Ziele deutscher Sicherheitspolitik“, die die Jugend​offiziere laut Rahmenabkommen in Schulen, Stu​dien​seminaren und bei Fortbildungs​veran​stal​tun​gen für LehrerInnen leisten sollen, bedeutet daher nichts anderes als die Recht​fertigung deutscher Außen- und vor allem Militär​politik durch Angehörige der Bundeswehr in den Rang anerkannter Unter​richts​inhalte zu erheben. Eine Gestaltung politischer Bil​dung durch Jugend​offiziere entspricht nicht den Mi​n​dest​anforderungen des Beutelbacher Konsenses, also dem Überwältigungs​verbot, dem Kontroversi​tätsgebot und der Schülerorientierung. Im Beson​deren das Kontro​ver​sitätsgebot wird durch die Rahmen​vereinbarung gefährdet. Dieses Gebot verlangt: „Was in Wissen​schaft und Politik kontro​vers ist, muss auch im Unter​richt kontrovers erscheinen.“ Unterschiedliche Stand​punkte zu den Auslands​einsätzen der Bundes​wehr beispielsweise werden aber von Jugendoffizieren nicht dargestellt. Eine ähnliche Anforderung hat auch das rheinland-pfälzische Schulgesetz, das Lehrkräften eine differenzierte Darstellung von Themen vor​schreibt: „Jede einseitige Unterrichtung und Infor​ma​tion ist unzulässig. Die Öffentlichkeitsarbeit der Bun​des​wehr dient hingegen ausschließlich dem Zweck das Verständnis für politische Maßnahmen zu erhöhen. 
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Foto von www.bundeswehr-wegtreten.org
GEW gegen Rahmenabkommen
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Auch die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) äußerte grundsätzliche Kritik an der Kooper​ations​vereinbarung: „Die politische Bildung – auch in Fragen der Sicherheitspolitik – gehört in die Hand der dafür ausgebildeten pädagogischen Fachleute und nicht in die von Jugendoffizieren. Die GEW fordert die Landesregierungen auf, entsprechende Passagen in den Kooperationsabkommen zu kündigen.“ Dazu passt auch ein weiterer wichtiger Kritikpunkt zu einer der „tragenden Säulen der Kooperation“: „die Unter​stützung der Aus- und Weiterbildung von Referen​darinnen und Referendaren sowie Lehrerinnen und Lehrern durch die Einbindung der hauptamtlichen Jugendoffiziere.“ Auf dieser Grundlage wurde die „Weiterbildung von Lehrerinnen und Lehrern“ und die „Unterstützung bei Aus-, Fort- und Weiterbildung“ durch die Bundeswehr verein​bart. „Die GEW wendet sich entschieden gegen den zunehmenden Einfluss der Bundeswehr auf die inhaltliche Gestaltung des Unterrichts und der Lehreraus- und Fortbildung“ 

Erst „informieren“, dann rekrutieren 

Die verstärkte Arbeit der Bundeswehr in den Schulen ist Teil einer bereits seit längerem zu beobachtenden massiv verstärkten Öffentlichkeits​arbeit, die nicht nur dazu dienen soll, das Image der Bundeswehr aufzupolieren und z.B. der anhaltenden Ablehnung des Afghanistan-Einsatzes entgegen​zuwirken, sondern auch dazu, Nachwuchs zu rekrutieren. So arbeiten die Jugendoffiziere nach eigenen Angaben eng mit Wehrdienstberatern zu​sammen, die zur direkten Rekrutierung Jugendlicher da sind. Es werden Anfragen weitergegeben, Schulen gemeinsam angeschrieben oder man tritt gleich zusammen auf. Von der „Informations​veranstaltung“ des Jugend​offiziers zum Rekrutierungs​zelt oder Infotruck der Wehrdienst​beraters soll es dann nach Wunsch der Bundeswehr nur ein kleiner Schritt sein. 

„Sicherheitspolitik“ für Rohstoffe
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Zuletzt sei noch darauf hingewiesen, was die Bun​deswehr eigentlich für die Aufgabe deutscher Sicher​heitspolitik hält, welche sie den SchülerInnen nahe bringen will: „Sicherheitspolitik muss auch auf geo​grafisch entfernte Regionen zielen. [...] Hierbei gilt es wegen der Export- und Roh​stoffabhängigkeit Deut​sch​lands, sich insbesondere den Re​gionen, in denen kritische Rohstoffe und Energieträger gefördert wer​den, zuzu​wenden.“ (Weißbuch der Bundeswehr 2006) Ent​sprechende Äußerungen Horst Köhlers führten noch im Mai zu ent​rüsteten Reaktionen der SPD – und in Rheinland-Pfalz soll das nun Lehrstoff sein?

Werben fürs Sterben? 

Die Bundeswehr wirbt verstärkt, so ist sie auf zahl​reichen Messen vertreten, besucht mit ihrem Infotrucks Schulen, wirbt mit Heeresschauen, Konzerten und öffent​lichen Gelöbnissen und bei Arbeits​agenturen

um Nachwuchs​kräfte. Hinzu kommen Soldaten​gottes​

dienste, Jugend​Presse​kongresse, Werbeanzeigen (z.B. in Schüler​zeitungen), Jugend-Events, Wett​bewerbe und Truppen​besuche. Angesichts der Zustände bei der Bundeswehr und den Toten bei deren Kriegseinsätzen, wirkt die Kooperation geradezu zynisch und widerspricht dem Bildungs​auftrag.  Wer will diese Kooperation mit der Bundeswehr, wem nützt sie?

    Foto: RLP-Tag 2010 in Neustadt: Waffenschau von Bundeswehr + US-Army

Wir bitten Sie:

· Setzen Sie sich dafür ein, dass das Rahmenabkommen des Landes Rheinland-Pfalz mit der Bundeswehr aufgekündigt wird!

Für uns und hoffentlich auch für Sie ist dies ein entscheidender Wahlprüfstein  - und auch eine weitere Kooperation mit Friedens​diensten, die schon vorgeschlagen wurde, kann das Ungleichgewicht zwischen hauptamtlichen speziell dafür geschulten Jugend​offizieren und Friedensgruppen nicht ausgleichen. 

Der Bundeswehrfeldzug ist für 2011 mit einem Werbeetat von 27 Mio statt letztes Jahr 12 Mio € veranschlagt2.– eine weitere Kooperation legitimiert und stabilisiert nur die Bundes​wehr​kooperation. 

Eine weitere Kooperation mit Friedensgruppen ist aber kein Ausgleich, sondern Augenwischerei. 

Durch eine eigene Kooperation gibt es keinerlei zusätzliche personelle und finanzielle Möglich​keiten für die benachteiligten Friedens​gruppen. Ein Kooperationsabkommen hilft den Friedens​gruppen nicht, ihr Angebot zu erweitern. Friedenserziehung zu verstärken wird aktuell von Friedensgruppen selbst geplant -  dies bedarf auch einer gesellschaft​lichen Unterstützung. So können und werden schon heute Friedens​ver​treter​Innen an Schulen eingeladen. Es liegt an Schülern, Eltern und LehrerInnen dies zu tun und zu verstärken und die Bun​des​wehr von ihrer Schule zu verbannen – oder zumindest immer beide Seiten zu hören. Statt einer ein​seitigen Information durch Jugendoffiziere gilt es friedens​politische Sicht​weisen zu fördern, die Krieg als Mittel der Politik wie den Afghanistaneinsatz ablehnen, die z.B. über Trauma​tisierungen bei Soldaten, die sog. Kollateral​schädenaber auch Kriegsdienst​verweigerung (Grundgesetz Artikel 4/3) reden und Möglichkeiten und Chancen ziviler Konfliktbearbeitung bekannt machen und schließlich auch über die Ursachen von Kriegen aufklären (wie Armut, Rüstungs​exporte, Wirtschaftssystem etc.). Schulen sind schon heute autark darin, wen Sie als Fach​menschen aus der Praxis einladen oder nicht.  So hat eine Berliner Schule 

den Beschluss gefasst eine „Schule ohne Bundeswehr“ zu sein. 

Bundesweit wachsen Unmut und Widerstand gegen die Militarisierung des Zivilen. Setzen auch Sie sich für eine schulische Bildung ein die „zum gewaltfreien Zusammenleben und zur 

verpflichtenden Idee der Völkergemeinschaft“ erzieht (Schulgesetz § 1, Abs.2). 

In diesem Sinne wir wollen Schulfrei für die Bundeswehr 

– Friedensbildung statt Militarisierung!

Mit freundlichen Grüßen, ...

......................................................................................................................................................................................

Petition von AGF+DFG-VK sowie Stellungnahmen gegen das Rahmenabkommen von der Gewerk​schaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), der evangelischen Arbeitsstelle für Frieden und Umwelt Pfalz, der Linken, den Grünen und von bundesweiten Friedensorganisationen wie Versöhnungsbund, IPPNW, IMI sowie weitere Informationen auf der Sonderseite der AG Frieden: www.AGF-Trier.de

1	Zitat von Willy Brandt in seiner ersten Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 (... mehr Demokratie wagen ...) 


	  in bewusster Abwendung von der "Bundeswehr als Schule der Nation" 





2	Factsheet „Bundeswehr und Schule" der Informationsstelle Militarisierung Juni 2010, S.1 � HYPERLINK "http://imi-online.de/2010.php?id=2116"��http://imi-online.de/2010.php?id=2116�
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